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von vornherein zivilrechtliche Nachfolgeregelungen zu kon­
zipieren. Dabei ist zu sichern, daß diese Nachfolgeregelun­
gen mit der zugrunde liegenden Kodifikation, ihren Prin­
zipien und ihren zwingenden Festlegungen übereinstim­
men.

Beispielsweise sehen die Grundlagen der Zivilgesetz­
gebung der UdSSR und der Unionsrepubliken für die Ge­
setzgebung der Unionsrepubliken die Möglichkeit vor, 
die Ausleihe von Gegenständen des täglichen Be­
darfs und generell die Erbringung von Dienstleistungen 
für die Bürger zu regeln (Art 55 und 66 GZG). Die Mini­
sterräte der Unionsrepubliken wurden ermächtigt, in die­
sem Rahmen verbindliche Musterverträge zu bestätigen. 
Art. 390 ZGB der RSFSR sieht die Bestätigung Allgemeiner 
Versicherungsbedingungen durch den Ministerrat der 
UdSSR vor. Das GZG orientiert folglich auf die nachträg­
liche Gestaltung bestimmter konkret genannter Versor­
gungsbeziehungen, wobei entsprechend dem Charakter der 
UdSSR als eines multinationalen Unionsstaates (Art. 70 
der Verfassung der UdSSR) die Kompetenz zum Erlaß von 
Nachfolgeregelungen den Unionsrepubliken übertragen 
wurde.

In der DDR sieht § 46 ZGB die Möglichkeit vor, Ver­
tragsbeziehungen unter Berücksichtigung der Besonderhei­
ten der Leistung durch Allgemeine Bedingungen (Liefer-, 
Leistungs-, Geschäfts-, Nutzungs- und Zahlungsbedingun­
gen) weiter auszugestalten. Allgemeine Bedingungen kön­
nen nur durch die zuständigen zentralen staatlichen Or­
gane als Rechtsvorschrift erlassen werden. Zulässig sind 
damit auch Anordnungen der Fachminister; in diesem Falle 
bedarf ihr Erlaß der Zustimmung des Ministers der Ju­
stiz. Die Möglichkeit, daß einzelne Kombinate der Be­
triebe von sich aus Allgemeine Bedingungen erlassen, ist 
hingegen vom Gesetz her ausgeschlossen.8 

Bewährt hat sich das Erfordernis der Zustimmung des 
Ministers der Justiz zum Erlaß Allgemeiner Bedingungen 
durch ministerielle Anordnung. Das Ministerium der Ju­
stiz prüft, ob der Erlaß gesellschaftlich und rechtspolitisch 
notwendig ist, um zu einer konkretisierten zivilrechtlichen 
Regelung der betreffenden Beziehungen zu gelangen, und 
ob der Inhalt der Allgemeinen Bedingungen der Grund­
linie und den verbindlichen Normen des ZGB entspricht.

Ein Beispiel für eine ZGB-Nachfolgeregelung aus jüng­
ster Zeit ist die АО über die Verrechnung von Geldfor­
derungen und Geldverbindlichkeiten im Abbuchungsver­
fahren — AbbuchungsAO — vom 11. September 1981 (GBl. I 
Nr. 28 S. 343). Die Umstellung der Bearbeitung der Kon­
ten durch die Kreditinstitute auf die Elektronische Daten­
verarbeitung eröffnet die Möglichkeit, die Geldbeziehun­
gen schneller und mit geringerem Arbeitsaufwand abwik- 
keln zu können, wenn fortlaufende Geldverbindlichkeiten 
der Bürger durch die Gläubigerbetriebe von den Kreditin­
stituten abgefordert werden. Die AbbuchungsAO sichert, 
daß die in §§ 234 ff. ZGB der DDR geregelten Garantien 
für die Bürger hinsichtlich ihrer alleinigen Verfügung über 
ihre Konten auch unter diesen Bedingungen gewährleistet 
sind.

In der Praxis der Einzelhandels- und Dienstleistungs­
betriebe finden auch vorgedruckte Vertragsformulare An­
wendung. Mit ihrer Hilfe sollen Vertragsbeziehungen unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten bestimmter Leistun­
gen generell einheitlich für einen Betrieb oder für mehrere 
Betriebe ausgestaltet werden. Diese Vertragsformulare sind 
keine Allgemeinen Bedingungen i. S. des § 46 ZGB; ihre 
Bestimmungen werden nur durch ausdrückliche Verein­
barung der Vertragsparteien Inhalt des Vertrages. Des­
halb ist in jedem Einzelfall zu prüfen, ob das Vertragsfor­
mular lediglich technische Konkretisierungen bereits ver­
traglich begründeter Rechte und Pflichten enthält, ob es 
sich um eine im Rahmen der zivilrechtlichen Bestimmun­
gen wirksame vertragliche Vereinbarung handelt oder ob 
das Formular gegen Inhalt und Zweck des ZGB verstößt 
(§ 45 Abs. 3 ZGB) und die Regelung des § 46 ZGB umgan­
gen wird.

Mit dem Verhältnis von ZGB und Nachfolgeregelungen 
eng verknüpft ist das Problem der ausdrücklichen Rege­
lung .bestimmter Vertragstypen. Die Beantwortung der 
Frage, ob die Kodifikation mit der Ausgestaltung von Rech­
ten und Pflichten für die Gestaltung der Versorgungsbe­
ziehungen ausreichend orientierend wirkt, ist entscheidend 
davon abhängig, wie es gelungen ist, die für die Bürger 
bedeutsamsten Beziehungen in bestimmten, nicht zu um­
fassenden Vertragstypen zu regeln. '

Wie sich an den Regelungen der UdSSR und der DDR 
zeigen läßt, ist es vielfach das Anliegen von Nachfolgere­
gelungen, im Rahmen eines im ZGB geregelten Vertrags­
typs (z. B. Vertrag über hauswirtschaftliche Dienstleistun­
gen und Reparaturen nach §§ 164 ff. ZGB der DDR) be­
stimmte Untertypen näher auszugestalten (z. B. Vertrag 
über Kraftfahrzeugreparaturen). Entscheidend ist stets, 
welche Bedeutung die jeweiligen gesellschaftlichen Bezie­
hungen für die Versorgung der Bürger haben, welche Lei­
tungserfordernisse bestehen und wie ihnen am besten 
durch eine zivilrechtliche Regelung entsprochen werden 
kann. Allerdings darf das nicht dazu führen, jede an sich 
mögliche Bildung eines Vertragstyps bzw. Vertragsunter­
typs auch zu vollziehen. Beispielsweise sind in der DDR als 
hauswirtschaftliche Dienstleistungen und Reparaturen ca. 
150 Dienstleistungen einzuordnen, jedoch wurden lediglich 
3 in Allgemeinen Bedingungen näher ausgestaltet (Textil­
reinigungsleistungen, Kfz-Reparaturen, Abschlepp- und 
Bergungsleistungen an Kfz).

Man muß davon ausgehen, daß es Versorgungsbezie­
hungen gibt, die weder im ZGB noch in Nachfolgeregelun­
gen eine ausdrückliche Regelung erfahren haben und er­
fahren werden. Hier handelt es sich um Beziehungen, die 
zwar bestimmten gesellschaftlichen und individuellen Be­
dürfnissen Rechnung tragen, jedoch für die Befriedigung 
der Bedürfnisse der Bürger nicht von zentraler Bedeutung 
sind und deren Leitung auch keine besonderen Anforde­
rungen stellt (z. B. in der DDR die Maklertätigkeit zum Er­
werb von Grundstücken oder die Veranstaltung von Preis­
ausschreiben). Für diese Sachverhalte müssen dann aller­
dings die Allgemeinen Bestimmungen über Verträge so 
angelegt sein, daß im Zusammenwirken mit den jeweili­
gen Vereinbarungen insbesondere Antwort auf die Frage 
nach dem Zustandekommen der Verträge, nach ihrem we­
sentlichen Inhalt, den Erfüllungskriterien und den Rechts­
folgen der Verletzung vertraglicher Pflichten gegeben wer­
den kann.

•

Aus Raumgründen konnten hier nur einige Fragen der 
zivilrechtlichen Regelung der Versorgungsbeziehungen und 
ihrer Wirkung angedeutet werden. Aus ihnen lassen sich 
jedoch bereits bestimmte Konsequenzen für die Zivil­
rechtswissenschaft ableiten.

Im Zentrum steht die Aufgabe der Zivilrechtswissen­
schaftler, dazu beizutragen, daß jederzeit ein möglichst 
exakter Überblick über die Wirksamkeit der zivilrecht­
lichen Regelungen besteht. Dazu bedarf es u. a. konkreter 
Untersuchungen darüber, ob die mit der einzelnen Zivil­
rechtsnorm, einer Normengruppe, den Vertragstypen usw. 
verfolgten gesellschaftlichen Zielstellungen auch tatsächlich 
erreicht wurden bzw. welche Umstände der angestrebten 
Wirksamkeit entgegenstehen. Derartige Untersuchungen, 
die sowohl für die Anwendung des geltenden Rechts als 
auch für die weitere Vervollkommnung der sozialistischen 
Rechtsordnung und schließlich für die Entwicklung der Zi­
vilrechtstheorie von Bedeutung sind, können natürlich nur 
im engen Zusammenwirken mit den Justizorganen, mit 
zentralen staatlichen Organen, in deren Bereich Versor­
gungsleistungen erbracht werden, sowie mit den Einzel­
handels-, Dienstleistungs- und Gebäudewirtschaftsbetrie­
ben vorgenommen werden.

Wenn auch diese Forschungen in den einzelnen soziali­
stischen Ländern entsprechend den jeweiligen Bedingun­
gen vorgenommen werden, so gibt es doch auch hier An-


